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Zahl: 432-0/2017 

 

N  i  e  d  e  r  s  c  h  r  i  f  t  
 

 

aufgenommen am Mittwoch, dem 29.03.2017 anlässlich der Sitzung des 

Gemeinderates der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach. 

 
Anwesend:  
 

Bürgermeister: Franz Josef Smrtnik, 9135 Trögern 8 

 

Anwesende: Mag. Dr. Andreas Jerlich MSc., 9135 Bad Eisenkappel 59 

Michael Arbeitstein, 9135 Rechberg 42 

Evelin Pircer, 9135 Vellach 64 

Christian Morosz; 9135 Vellach 128/1 

Harald Persche; 9135 Bad Eisenkappel 127/1 

Ing. Jürgen Lamprecht, 9135 Vellach 158/1 

Manuela Lobnik, 9135 Ebriach 139 

Andreas Ojster; 9135 Ebriach 176  

   Gabriel Hribar, 9135 Trögern 5 

Majda Furjan-Kutschnig;  9135 Ebriach 125 

Wilhelm Ošina,  9135 Leppen 57 

                                 Josef Orasche, 9135 Leppen/Lepena 34 

Gertraud Urschitz; 9135 Bad Eisenkappel 74/3 

Herbert Kogoj; 9135 Lobnig 20 

Sonja Hall; 9135 Bad Eisenkappel 301/6 

Markus Korotaj; 9135 Bad Eisenkappel 294 

Richard Ţupanc, 9135 Vellach 45 

Wolfgang Kristan; 9135 Vellach 80/1 

 
 

Entschuldigt abwesend: Elisabeth Lobnik, Bakk., 9135 Bad Eisenkappel 157  

      Peter Koschlak, 9135 Bad Eisenkappel  

      Bernard Smrtnik; 9135 Vellach 158/1/5 

      Mag. Jana Kacianka; 9135 Bad Eisenkappel 6/1 

 

Ersätze:                        Ing. Jürgen Lamprecht, 9135 Vellach 158/1 

    Manuela Lobnik, 9135 Ebriach 139 

    Herbert Kogoj; 9135 Lobnig 20 

    Sonja Hall; 9135 Bad Eisenkappel 301/6 

               

Weiters anwesend:      AL Ferdinand Bevc 

   Eva Kuchar  

 

Sitzungsbeginn:  18.00 Uhr 
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Tagesordnung/dnevni red: 

 

1. Bericht des Bürgermeisters 

2. Bestellung des/r Protokollprüfer(s)in 
 Berichterstatter: BGM Franz Josef Smrtnik 

3. Rechnungsabschluss 2016 
 Berichterstatter: BGM Franz Josef Smrtnik 

4. Bilanz Obirhöhlen Errichtungs- und BetriebsGesmbH 2015 
Berichterstatter: Vizebgm. Gabriel Hribar 

5. Bilanz Sport- und Freizeit Eisenkappel GmbH 2015 
 Berichterstatter: Vizebgm. Gabriel Hribar 

6. Kassaprüfungen vom 20.12.2016 und 02.03.2017 
 Berichterstatter: GR Richard Zupanc 

7. Erster Nachtragsvoranschlag 2017 
 Berichterstatter: GR Michael Arbeitstein 

8. Mitteilung des Ergebnisses der Überprüfung des Gebühren- 
   Haushaltes „Kanal“ gemäß § 102 Abs. 2 K-AGO 

  Berichterstatter: GR Michael Arbeitstein 
9. Revisionsbericht und Stellungnahme 

 Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 
10. Ergänzung OEK - Einbindung von Ortskernbereichen 

 Berichterstatter: Vizebgm. Gabriel Hribar 
11. Widmungen 

 Berichterstatter: Vizebgm. Gabriel Hribar 

12. Förderinitiative Ortskernbelebung OKE 2016 
    Berichterstatter: Vizebgm. Gabriel Hribar 

13. Bildungszentrum – Änderung der Schulbezeichnung 
    Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 

14. Personalangelegenheiten  
 Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 

 
 

Die Gemeinderatsitzung ist bis auf den Tagesordnungspunkt Personalangelegenheiten 

öffentlich.  

 
 

1. Bericht des Bürgermeisters 
     

Der Bürgermeister berichtet über folgende Punkte: 

a) Betreffend die neue Ärztin wurde berichtet, dass mittlerweile Frau Dr. Pek, 

welche derzeit in Kötschach eine Ordination hat, den Zuschlag erhielt und in 

Eisenkappel am 1.10.2017 eine Ordination eröffnen möchte. Diesbezüglich gab 

es bereits ein Gespräch mit der Bewerberin und Hr. Kostan von der 

Vorstädtischen Kleinsiedlung. Sie hat Interesse, sich in der ehemaligen 

Volksschule einzumieten. Deshalb sind wir nun alle gefordert. Die 

Wohnbauförderung muss ehestens einen vorzeitigen Baubeginn gewähren. Wir 

müssen mit der Vorstädtischen einen Baurechtsvertrag abschließen. Alle 

Voraussetzungen müssen geschaffen werden, dass ehestens mit dem Bau 



Niederschrift des Gemeinderates v. 29.03.2017  Zahl 432-0/2017    

3 

 

begonnen werden kann, damit die Ordinationsräumlichkeiten rechtzeitig fertig 

gestellt werden können.  

b) Am Freitag wird die Sendung „Dobro jutro“ vom slowenischen Fernsehen live 

aus Bad Eisenkappel ausgestrahlt. Frau Martina Piskernik übernahm die 

Organisation und Koordination. Neben dem Hotel Berghof Brunner wird das 

Kurzentrum und vor allem die Kulinarik aus unserem Ort präsentiert. Der 

Hauptplatz wird am Vormittag zweimal für einige Minuten für den Verkehr 

gesperrt.  

c) Vom Bürgermeister wird berichtet, dass in Trögern ein neuer Betrieb geöffnet 

hat. „Das Trögern“ ist ein touristischer Betrieb mit psychologischer Betreuung.  

Danach wurde vom Bürgermeister die Anfrage der SPÖ-Gemeinderäte vom 

16.12.2016 wie folgt beantwortet: 

In Bezug auf die Anfrage gem. § 43 Abs. 1 K-AGO der SPÖ-Gemeinderäte vom 

16.12.2016 betreffend der Audioaufzeichnungen bei Sitzungen diverser 

Gemeindegremien darf ich folgendes antworten: 

 

Das Anfragerecht gemäß den Bestimmungen des § 43 K-AGO stellt ein Informations- 

und Kontrollrecht des Gemeinderates gegenüber dem Bürgermeister und den 

Referenten in allen Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches dar. Dies kann 

nur Angelegenheiten betreffen, die ein Bürgermeister oder Referent im Rahmen seines 

Wirkungsbereiches in seiner Amtszeit umgesetzt hat. Eure Anfrage betrifft die 

Tonaufzeichnungen bei den Gemeindegremien, die Form der Audioaufzeichnungen, 

die Art der Speicherung sowie die Berechtigung zur Anhörung.  

 

Da in meiner Amtszeit die Audioaufzeichnung weder eingeführt, noch verändert 

wurde, könnte ich bzw. müsste ich die Beantwortung ablehnen und damit begründen, 

dass dies meine Vorfahren eingeführt haben. Auch wenn es mir schwer fällt, die 

Anfrage in allen Punkten zu beantworten, da die Anlage doch schon vor mehr als 25 

Jahren eingerichtet worden ist und  keinerlei Belege mehr vorhanden sind, werde ich 

trotzdem versuchen, die Frage jener Mandatare zu beantworten, an welche diese 

normalerweise gerichtet werden müsste.  

 

Nach meinen Informationen hat die Audioaufzeichnungen noch der Bürgermeister Dr. 

Dietfried Haller in seiner ersten Amtszeit eingeführt. Zu diesem Zeitpunkt war eine 

Tonaufzeichnung bei Sitzungen noch ein Novum und gab es diesbezüglich noch keine 

rechtliche Grundlage. Für diesen damals sehr fortschrittlichen Weg war noch die 

Zustimmung des Gemeinderates notwendig. Diese Zustimmung wurde 

selbstverständlich eingeholt und auch gegeben.  

 

Mittlerweile ist die Tonbandaufzeichnung als Hilfsmittel zur Erstellung der 

Niederschrift  in den Bestimmungen des § 45 K-AGO geregelt. Aufgezeichnet werden 

nur die Sitzungen der Entscheidungsorgane der Gemeinde (Gemeindevorstand und 

Gemeinderat). Die Aufzeichnungen werden und wurden wie in der AGO vorgesehen 

ausschließlich für die Erstellung der Niederschriften, wenn die handschriftlichen 
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Aufzeichnungen nicht ausreichen, nicht nachvollziehbar oder bei der Protokollprüfung 

streitig sind, verwendet. Daraus ergibt sich auch, dass nur die Ersteller der 

Niederschrift Zugriff auf die Tonaufzeichnungen haben. Aufgrund der doch in die 

Jahre gekommenen Anlage ist die Verwendung der Aufzeichnungen erst nach 

aufwändiger technischer Nachbearbeitung möglich.   

 

2. Bestellung der Protokollprüfer 
Berichterstatter: Bürgermeister Franz Josef Smrtnik 

 

Als Protokollprüfer für die heutige Sitzung werden Herr Harald Persche sowie Herr 

Wolfgang Kristan bestellt.  

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 

3. Rechnungsabschluss 2016 
Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 

 

Der Rechnungsabschluss 2016 wurde zeitgerecht erstellt und am 22. Feber 2016 von 

der Gemeinderevision begutachtet. Der ordentliche Haushalt schließt mit einem 

Überschuss von € 97.330,74 ab. Dieser Überschuss ergibt sich aus nachstehenden 

Punkten: 

 

Im Voranschlag waren als Übertrag aus dem Jahre 2015 auf 2016 € 5.000,-- mehr 

vorgesehen, sodass sich dieser Betrag negativ auf den Rechnungsschluss auswirkt.  

 

Bei den   eigenen   Steuern   konnten    Mehreinnahmen    in der  Höhe von € 27.000,--  

verzeichnet werden. 

 

Die Ertragsanteile  waren   gegenüber   dem   Voranschlag  2016 um € 46.000,-- höher. 

Einsparungen konnten im Bereich der  Straßenbeleuchtung in der Höhe von € 13.300,-

- getätigt werden,  zumal  im Jahre 2016 die Straßenbeleuchtung umgestellt wurde und 

Reparaturen  die  notwendig waren  von   der   Welser E-Werken durchgeführt 

wurden.  

 

Im Bereich  der   Schneeräumung   konnten  € 17.400,--   gegenüber  dem Voranschlag 

eingespart werden,  weil  im  Herbst  weder   Schneeräumung noch Salzstreuung in der 

geplanten Höhe notwendig waren.  

 

Bei der Wartung der Parkanlagen erfolgte eine Überschreitung in der Höhe von           

  

€ 2.800,--. Ebenfalls überschritten wurden die Kosten im Bereich des Ansatzes 

Straßenverkehr und Verkehrszeichen in der Höhe von € 2.200,-- sowie bei der 

Feuerwehr Bad Eisenkappel und Rechberg in der Summe von € 2.300,--.  

 

Bei den Pensionsfondszahlungen konnten Einsparungen in der Höhe von € 5.500,-- 

erwirkt werden und im Bereich der Vertretungskörper und allgemeinen Verwaltung 
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konnte die größte Einsparung und zwar in der Höhe von € 21.000,-- getätigt werden.  

 

Im Bereich der Liegenschafts- und Geschäftsgebäudeverwaltung kam es zu einer 

Überschreitung in der Höhe von € 7.000,--, weil die ehemalige Volksschule 

Eisenkappel  noch enorme Kosten verursacht und hier kaum Einnahmen erwirkt 

werden können.   

 

In diesem Bereich wäre die derzeit ausgewiesene Überschreitung von € 7.000,-- 

wesentlich höher ausgefallen, wenn die Gemeinde nicht das Grundstück an Herrn 

Piroutz Blasius verkauft hätte. Aufgrund dieses Verkaufes wurden zusätzliche 

Einnahmen in der Höhe von € 9.600,00 verbucht 

 

Wenn man die Mehrausgaben den Mehreinnahmen bzw. Einsparungen gegenüberstellt 

ergibt dies im Vergleich zum Voranschlag 2016 einen Vorteil von € 93.000,-- und 

somit den Überschuss, welcher im Rechnungsabschluss ausgewiesen ist.  

 

Der Abschnitt 8310 - Freibad wurde heuer erstmals von der Gemeinde verwaltet.  Im 

ersten Jahr erfolgte die Abrechnung des Betriebes noch in zwei Teilen, zumal einige 

Rechnungen, vor allem aber die Lohnkosten aufgrund von Förderungen und Verträgen 

noch über die Sport- und Freizeitanlagen Eisenkappel GmbH. abgewickelt wurden. 

Aus diesem Grund sind in den einzelnen Positionen Überschreitungen und 

Einsparungen zu verzeichnen. Dieser Betrieb konnte aber wesentlich günstiger 

abschneiden, sodass ca. 14.000,-- am Ende des Jahres zusätzlich als Darlehenstilgung 

bei der Sport- und Freizeitanlagen Eisenkappel GmbH. bewerkstelligt werden konnten 

und somit im Jahr 2016 über € 30.000,-- an die Darlehen zugeführt wurden. 

 

Im nächsten Jahr wird der gesamte Betrieb über das Gemeindebudget abgewickelt und 

somit übersichtlicher und entsprechend der Voranschlagspositionen durchgeführt 

werden können.  

 

Gebührenhaushalte 

 

Sämtliche Gebührenhaushalte konnten ausgeglichen werden. 

 

Beim Gebührenhaushalt Hochobirstraße konnte ein Betrag in der Höhe von                  

€ 25.636,78 der Rücklage zugeführt werden. Hier muss man aber bedenken, dass nicht 

alle Abrechnungen sowohl von der Bringungsgemeinschaft als auch von einem 

Grundeigentümer erfolgt sind, sodass realistischer Weise die Zuführung ca.                  

€ 21.500,00 ausmachen würde. Immerhin um über € 4.000,-- mehr als im Voranschlag 

vorgesehen.  

 

Im Gebührenhaushalt Fremdenverkehr konnte durch die Mehreinnahmen der Ortstaxe 

dem Tourismusverein € 14.600,00  mehr überwiesen werden.  

 

Die Aufbahrungshalle Bad Eisenkappel konnte nur mit einer geringfügigen 

Rücklagenentnahme ausgeglichen werden.  
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Auch der Wirtschaftshof der Gemeinde konnte mit einer  Rücklagenzuführung besser 

als ursprünglich im Voranschlag vorgesehen abgeschlossen werden. 

 

Der Betrieb der Wasserversorgung konnte plangemäß abschließen, auch wenn mehr 

als geplant Instandhaltungen notwendig waren. Diese konnten jedoch mit vermehrten 

Wasserbezugsgebühren aufgrund eines höheren Wasserverbrauches ausgeglichen 

werden.  

 

Sehr erfreulich entwickelt sich der Betrieb der Abwasserbeseitigung. Mit diesem 

Betrieb konnten € 25.606,79 der Rücklage zugeführt werden. Auch wenn die 

Instandhaltungen fast das Doppelte des im Budget vorgesehenen Betrages ausmachten.  

In diesen Instandhaltungen sind auch technische Erneuerungen enthalten, weil die 

Gemeinde jene Pumpstationen, die bisher manuell betrieben wurden, mit der 

Überwachungstechnik, die auch bei der Wasserversorgung sehr gut funktioniert, 

ausgestattet hat.  

 

Der Betrieb der Müllbeseitigung konnte nur mit einer geringen Rücklagenentnahme 

ausgeglichen werden. Hier heben sich die Einnahmen- und Ausgaben auf, was ja 

tatsächlich der Planung entspricht, zumal ja aufgrund nicht vorhandener 

Vermögensteile keine Rücklagen gebildet werden müssen. Trotzdem wird sich die 

Politik hier Gedanken machen müssen, inwiefern wir den Recyclinghof modernisieren 

und zukünftig auf eine bessere wirtschaftliche Basis bringen.  

 

Der Gebührenhaushalt Märkte konnte nur mit einer Rücklagenentnahme ausgeglichen 

werden. Diese Mehrkosten sind auf die Kosten für Werbung und die 

Straßenregelungsorgane zurückzuführen.  

 

Sehr erfreulich ist die Entwicklung der gemeindeeigenen Wohnungen. Mit Ausnahme 

des Wohnhauses Bad Eisenkappel 79, konnten alle Wohnhäuser mit einer 

Rücklagenzuführung abgeschlossen werden. Dies obwohl im Jahre 2016 sehr große 

Investitionen getätigt wurden und zumindest die Hälfte der Darlehensrückzahlung 

schon im Jahre 2016 erfolgte.  

 

Ein Beweis, dass die Kalkulation in Ordnung war und dass die Rückzahlung der 

Darlehen in den nächsten Jahren ohne Mietenerhöhung gewährleistet ist. Zusätzliche 

Investitionen in diesen Bereichen werden jedoch nur mit einer Mietenanpassung- bzw. 

Mietenerhöhung möglich sein. 

 

Der sich ergebende Sollüberschuss in der Höhe von € 97.330,74 ist in das Jahr 2017 zu 

übertragen.  

 

Im außerordentliche Haushalt wurden die Vorhaben „Barrierefreies Gebäude“, 

„Projekt AMS“ und „Verkauf Volksschule Ebriach“  endgültig abgeschlossen. Die 

Vorhaben „Erschließung Lesnikfeld, „Förderung Fernwärmeanschlüsse“,  

„Straßenbeleuchtung-Sanierung“  ,“Katastrophenschäden 2014“ sowie die „Sanierung 

der Gemeindewohnhäuser“ werden im Jahre 2017 endabgerechnet.  
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Weitergeführt werden die Vorhaben „Erweiterung Wasserversorgung“ insbesondere 

mit dem Austausch der Schieber sowie der Sanierung der Boschtlquelle. Das 

Vorhaben „Bildungszentrum“ mit dem Leader und Kelwog-Projekt, der „Kindergarten 

Um- und Zubau“, das „Gestaltungkonzept Umfeld Tennishalle“, der „Masterplan 

Breitbandausbau“ sowie die Finanzierung der „Katastrophenschäden 2016“. 

  

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
 

 
 

4.  Bilanz 2015 –  Obir Tropfsteinhöhlen Errichtungs- und Betriebs GesmbH. 
Berichterstatter: Vizebgm. Gabriel Hribar 

 

Die Bilanz der Obir- Tropfsteinhöhlen Errichtungs- und Betriebs GesmbH für das Jahr 

2015 wurde in der Sitzung des Ausschusses für die Kontrolle der Gebarung am 

20.12.2016 überprüft und die Bilanz sowie unten angeführter Bericht des 

Vizebürgermeisters Gabriel Hribar im Detail durchgesprochen.  

Es wurden sämtliche Belege zur Durchsicht zur Verfügung gestellt.  

OBIR Tropfsteinhöhlen Errichtungs- und Betriebs GmbH: Jahresabschluss 2015 

Antrag: 

 

Der Gemeindevorstand stellt an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge 

den Rechnungsabschluss gemäß den Bestimmungen des §90 der K-AGO feststellen. 
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Zusätzlich berichtet der Geschäftsführer, dass bei der GesmbH noch € 560.000,00 an 

verbliebenen Darlehen aushaften, welche die Gemeinde in den nächsten Jahren mit 

Bedarfszuweisungen zu bedienen haben wird. Dieses Geld wird bei der Umsetzung 

von Vorhaben abgehen.  
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Antrag: 

Der Ausschuss für die Kontrolle der Gebarung stellt im Wege des 

Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge den 

Jahresabschluss 2015 feststellen.  

 

Einstimmig wird dieser Antrag angenommen. 
 

 
 

5. Bilanz 2015 –  Sport- und Freizeitanlagen Eisenkappel GmbH 
Berichterstatter: Vizebgm. Gabriel Hribar 

 

Die Bilanz der Sport- und Freizeitanlagen Eisenkappel GmbH für das Jahr 2015 wurde 

in der Sitzung des Ausschusses für die Kontrolle der Gebarung am 20.12.2016 

überprüft und die Bilanz im Detail durchgesprochen.  

Von Frau Vizebürgermeisterin Elisabeth Lobnik wurde ein Bericht verfasst, welcher 

dem Ausschuss zur Kenntnis gebracht wurde.  

Es wurden sämtliche Belege zur Durchsicht zur Verfügung gestellt.  

 

Sport- und Freizeitanlagen Eisenkappel GmbH: Jahresabschluss 2015 

 
Die Sport- und Freizeitanlagen Eisenkappel GmbH weist für das Geschäftsjahr 2015 

einen Jahresüberschuss in Höhe von € 16.303,71 aus (Vorjahr: € 3.975,64). 

 

Die Freibad-Umsätze betragen im Jahr 2015 € 11.425,35 und liegen somit um fast 

€ 5.000,-- über denen des Jahres 2014. 

 

Die Tennishallenerlöse liegen nur unwesentlich unter den Erlösen des Vorjahres. 

Eine Versicherungsentschädigung für die im Zuge der Errichtung der 

Photovoltaikanlage auf dem Dach beim Freibadgebäude entstandenen Schäden in 

Höhe von € 7.285,58 trägt, - auch wenn dieser Position höhere 

Instandhaltungsaufwendungen gegenüberstehen, - zum positiven Jahresergebnis 

bei. 
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Im Wirtschaftsjahr 2015 ist eine langjährige Mitarbeiterin in Pension gegangen. Dem 

Abfertigungsaufwand steht hier die Auflösung der Abfertigungsrückstellung 

gegenüber, sodass sich aus diesem Titel lediglich ein Mehraufwand von rd. € 3.300,- 

ergibt. 

Bei den sonstigen Betriebsaufwendungen ergeben sich gegenüber dem Vorjahr 

keine wesentlichen Veränderungen. 

 

Einstimmig wird dieser Antrag angenommen. 

 

 
 

6. Kassaprüfungen vom 20.12.2016 und 02.03.2017 - inkl. Bericht zum      

    Rechnungsabschluss 2016 
Berichterstatter: Richard Zupanc 

 

Der Ausschuss für die Kontrolle der Gebarung hat in der Sitzung am 20.12.2016 die 

Gemeindekasse überprüft, Einsicht in sämtliche Belege genommen und für in Ordnung 

befunden. Der Prüfungszeitraum erstreckte sich vom 28.09. bis 20.12.2016. 

 

Bei dieser Prüfung wurden auch die Bilanzen 2015 der Obir- Tropfsteinhöhlen 

GesmbH sowie der Sport- und Freizeitanlagen GesmbH überprüft und für in Ordnung 

befunden.  

 

Von Herrn Vizebürgermeister Gabriel Hribar wurde die Bilanz 2015 der Obir- 

Tropfsteinhöhlen sowie der hierfür vorbereitete Bericht im Ausschuss erläutert und im 

Detail durchgesprochen.  

 

Für die Bilanz 2015 der Sport- und Freizeitanlagen GesmbH. wurde von Frau 

Vizebürgermeisterin Elisabeth Lobnik. Bakk. ein Bericht verfasst, welcher dem 

Ausschuss in der Sitzung zur Kenntnis gebracht wurde.  

 

Bei dieser Gebarungsprüfung wurden auch die Abgabenrückstände überprüft. Der 

Kontrollausschuss kam zum Ergebnis, dass von Seiten der Marktgemeinde alle 

Maßnahmen ergriffen wurden, um die Rückstände so gering wie möglich zu halten.  

 

Antrag: 

Der Ausschuss für die Kontrolle der Gebarung stellt im Wege des 

Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge den 

Jahresabschluss 2015  feststellen. 
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In der Kontrollausschusssitzung am 02.03.2017 wurde der Zeitraum vom 20.12.2016 

bis 02.03.2017 überprüft. Auch bei dieser Sitzung wurde in sämtliche Belege Einsicht 

genommen und für in Ordnung befunden.  

 

Bei dieser Überprüfung wurde auch der Rechnungsabschluss für das Jahr 2016 

kontrolliert. Die stichprobenweise Überprüfung der Belege, der Konten sowie des 

Rechnungsabschlusses ergab keinerlei Beanstandungen.  

 

Der Ausschuss für die Kontrolle der Gebarung gibt gemäß den Bestimmungen des       

§ 92, Abs. 1 a der K-AGO folgende Stellungnahme zum Rechnungsabschluss ab.  

 

Der Rechnungsabschluss wurde auf die ziffernmäßige Richtigkeit sowie 

Wirtschaftlichkeit und Rechtmäßigkeit überprüft.  

 

Bei nachstehenden Teilabschnitten wurden überplanmäßige Ausgaben getätigt.  

 

o Teilabschnitt 0120 – Hilfsamt 

 

Die Kostenbeiträge bei den diversen  Verbänden und beim Gemeindeservicezentrum 

wurden im Jahr 2016 um einen Betrag von € 313,14 überschritten.  

 

o Teilabschnitt  0310 – Amt für Raumordnung und Raumplanung 

 

In diesem Bereich kam es zu Mehrkosten in der Höhe von € 2.926,84, welche für die 

raumplanerische Betreuung (Umwidmungen, ÖEK-Überarbeitung, etc.) zu leisten 

waren und erst im Frühjahr 2016 abgerechnet wurden.   

 

o Teilabschnitt 1630 – Freiwillige Feuerwehren  
 

Bei den Freiwilligen Feuerwehren kam es im Jahre 2016 durch außertürliche 

Anschaffungen zu einer Überschreitung in der Höhe von € 2.361,67.  

 

o Teilabschnitt 2110 – Volksschule Bad Eisenkappel  

 

Ausgabenseitig schloss der Ansatz mit Mehrkosten in der Höhe von € 12.343,67 ab, 

welche auf die verrechneten Betriebskosten zurückzuführen sind und 

berechtigterweise verrechnet wurden. Diese zusätzlichen Ausgaben konnten aber 

durch Mehreinnahmen kompensiert werden.  

 

o Teilabschnitt 2400 – Kindergarten  

 

Bei diesem Abschnitt kam es im gesamt Abschnitt zu Mehrkosten in der Höhe von       

€ 7.638,66, welche auf die höheren Fernwärmekosten aufgrund des neuen Standortes 

und den vermehrten Einsatz unseres Bauhofes, wegen der Vorbereitungsarbeiten für 

den bevorstehenden Umbau, zurückzuführen sind.  
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o Teilabschnitt 2490 - Kopfquote Kinderbetreuungseinrichtungen  
 

Durch die höherer Vorschreibung der Kopfquote im Wege der Ertragsanteile kam es 

zu Mehrkosten in der Höhe von € 2.497,05. 

 

o Teilabschnitt 2500 - Schülerhorte 
 

Heuer konnte der Hort nur mit Mehrkosten in der Höhe von € 10.589,78 abschließen.  

 

o Teilabschnitt 3200 – Ausbildung in Musik und darstellender Kunst 
 

Durch die Aufteilung der zusätzlichen Betriebskosten kam es bei der Musikschule zu 

Mehrkosten in der Höhe von € 441,56. 

 

o Teilabschnitt 3630 – Altstadterhaltung und Ortsbildpflege 
 

Im Bereich der Leistungen unseres Wirtschaftshofes kam es zu Mehrkosten in der 

Höhe von € 456,50. 

 

o Teilabschnitt 6120 – Straßenbau/Gemeindestraßen 

 

Wie schon in den Vorjahren konnte auch heuer nicht mit den budgetierten Mitteln das 

Auslangen gefunden werden. Dadurch kam es zu einem Mehraufwand in der Höhe 

von € 1.062,11.  

 

o Teilabschnitt 6160 – Sonstige Straßen und Wege 

 

Im Teilabschnitt 6160 kam es zu Mehraufwenden in der Höhe von € 2.444,00, welche 

durch unseren Wirtschaftshof durchgeführt wurden.   

 

o Teilabschnitt 6330 – Wildbachverbauung 
 

Bei diesem Ansatz kam es durch notwendige Reparatur- und Instandhaltungsarbeiten 

zu Mehrkosten in der Höhe von € 193,60. 

 

o Teilabschnitt 6400 – Einrichtungen und Maßnahmen nach der 

Straßenverkehrsordnung  
 

Durch notwendige Anschaffungen von Verkehrszeichen kam es bei diesem Ansatz zu 

Überschreitungen in der Höhe von € 2.423,30. 

 

o Teilabschnitt 8310 – Freibäder 

 

Dieser Abschnitt wurde heuer erstmals von der Gemeinde verwaltet. Im Jahr 2016 

wurde die Abrechnung des Betriebes noch in zwei Teilen durchgeführt, womit es zu 

einzelnen Überschreitungen und Einsparungen kam. 
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Der Abschnitt schloss zwar mit einer Überschreitung in der Höhe von € 2.232,97 ab, 

jedoch konnte der Betrieb wesentlich günstiger geführt werden, so dass am Ende des 

Jahres € 14.000,00 zusätzlich der Darlehenstilgung zugeführt werden konnte.  

 

o Teilabschnitt 8401 – Liegenschaft, Wohn- und Geschäftsgebäude  

  

Im Bereich der Liegenschafts- und Geschäftsverwaltung kam es zu einer 

Überschreitung in der Höhe von € 17.906,01, welche aber durch die Mehreinnahmen 

von € 9.600,00 aufgrund des Verkaufes eines Grundstückes sowie sonstigen 

Mehreinnahmen abgefedert werden konnte. Somit kam es bei diesem Ansatz zu einer 

Überschreitung von ca. € 7.000,00.  

 

Weitere Überschreitungen innerhalb des ordentlichen Haushaltes, soweit sie nicht mit 

zweckgebundenen Einnahmen abgegolten wurden, wurden nicht getätigt.  

 

Die Gebührenhaushalte konnten durchwegs positiv erstellt und abgeschlossen werden.  

 

Die betriebswirtschaftliche Betrachtung dieser Betriebe ist in allen Belangen in 

Ordnung.  

 

o Gebührenhaushalt 8280 – Sonstige Märkte 
 

Der Gebührenhaushalt Märkte konnte nur mit einer Rücklagenentnahme ausgeglichen 

werden. Diese Mehrkosten sind auf die Kosten für die Werbung und die 

Straßenregelungsorgane zurückzuführen.  

 

o Gebührenhaushalt 8500 - Betriebe der Wasserversorgung 

 

Bei diesem Teilabschnitt konnte im Jahr 2016 eine Rücklagenzuführung in der Höhe 

von € 3.849,06 vorgenommen werden.  

 

o Gebührenhaushalt 8510 - Betriebe der Abwasserbeseitigung 

 

Der Betrieb der Abwasserbeseitigung konnte erfreulicherweise im Jahre 2016 eine 

Rücklagenzuführung in der Höhe von € 25.606,79 erwirtschaften.   

 

 

o Gebührenhaushalt 8520 - Betriebe der Abfallbeseitigung 

 

Der Betrieb der Müllbeseitigung konnte nur mit einer geringen Rücklagenzuführung in 

der Höhe von € 270,70 ausgeglichen werden. Hier heben sich die Einnahmen- und 

Ausgaben auf, was ja auch der Planung entspricht. Trotzdem wird sich die Politik 

Gedanken machen müssen, inwiefern der Recyclinghof modernisiert und zukünftig auf 

eine bessere wirtschaftliche Basis gebracht werden kann.  

 

 



Niederschrift des Gemeinderates v. 29.03.2017  Zahl 432-0/2017    

14 

 

 

o Gebührenhaushalte 8530 – 8538 Gemeindewohnhäuser 

 

Die gemeindeeigenen Wohnhäuser konnten trotz der günstigen Mieten und der sehr 

großen Investitionen im Jahr 2016 mit Rücklagenzuführungen abschließen.  

 

Die Rückzahlung der Darlehen ist in den nächsten Jahren ohne Mietenerhöhung 

gewährleistet. Zusätzliche Investitionen werden jedoch nur mit einer Mietanpassung- 

bzw. Mietenerhöhung möglich sein.  

 

Lediglich beim Wohnhaus Bad Eisenkappel 79 kam es aufgrund notwendiger 

Instandsetzungsarbeiten zu einer Rücklagenentnahme in der Höhe von € 1.228,39.  

 

Der außerordentliche Haushalt schließt im Gesamten mit einem Überschuss in der 

Höhe von € 99.397,52 ab.  

 

Die Vorhaben Barrierefreies Gebäude, Projekt AMS und Verkauf Volksschule Ebriach 

konnten endgültig abgeschlossen werden. 

 

Die restlichen Vorhaben werden mittels Nachtragsvoranschlag in das Jahr  2017 

übertragen und dort mit noch nicht begonnenen Vorhaben weitergeführt.  

 

Überschreitungen im Bereich des außerordentlichen Haushaltes sind keine vorhanden. 

Die Vorhaben liegen alle im Plan.  

Ein Bestandteil des Rechnungsabschlusses ist auch die Beilage gemäß „Kärntner 

Gemeindehaftungs-Verordnung“. Nach dieser dürfen Gemeinden Haftungen in der 

Höhe von 120% der Einnahmen des Abschnittes 92 gewähren, diese wären bei uns       

€ 2.875.878,59. Der Gesamtstand der genehmigten Haftungen in unserer Gemeinde 

liegt derzeit bei € 811.000,--, wobei der Ausnutzungsstand mit Jahresende                    

€ 413.351,70 beträgt.  
 

Die Überprüfung ergab keinerlei Beanstandungen.  

 

 
 

Einstimmig wird dieser Antrag zur Kenntnis genommen bzw. beschlossen. 
 

 
 

 

Antrag: 

 

Der Ausschuss für die Kontrolle der Gebarung stellt im Wege des 

Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge den 

Kassenprüfungsbericht zur Kenntnis nehmen und die überplan- und 

außerplanmäßigen Ausgaben lt. Bericht genehmigen. 
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7. Erster Nachtragsvoranschlag 2017 
Berichterstatter: Michael Arbeitstein 

 

Der Rechnungsabschluss 2016 bildet die Grundlage für den Entwurf des ersten 

Nachtragsvoranschlages 2017.  

 

Von der Gemeindeabteilung wurde uns ein Schreiben für die Mitteilung des BZ-

Rahmens 2017 zugestellt, wobei die definitive Höhe des Gemeindefinanzausgleiches 

bzw. der Abgangsdeckung erst nach dem Vorliegen des Jahresrechnungsergebnisses 

errechnet wird und uns bis dato noch nicht übermittelt wurde.   

 

In den Nachtragsvoranschlag wurde im Bereich des ordentlichen Haushaltes die vom 

Amt der Kärntner Landesregierung schriftlich zugesicherte Bedarfszuweisung (a. R.) 

in der Höhe von € 15.000,00 für unser Jubiläum – 750 Jahre Markterhebung eingebaut.  

 

Erfreulicherweise konnte für die Investitionsmaßnahmen zur Hauptplatzbelebung eine 

Bedarfszuweisung (a. R.) in der Höhe von € 4.000,00 erwirkt werden, welche 

ebenfalls in den Nachtrag aufgenommen wurde.  

 

Des Weiteren wurde beim Ansatz 8310 – Freibäder, die Einnahme aus der Vermietung 

für die Jahre 2016 und 2017 an den Tennisverein Bad Eisenkappel ein Betrag in der 

Höhe von € 10.000,00 (je Jahr € 5.000,00) einnahmen- als auch ausgabenseitig 

budgetiert. Dies ist ein Bestandteil des Pachtvertrages mit dem Tennisverein. 

  

Nach Rücksprache mit der Revision ist ein Teil des Sollüberschusses aus dem Jahre 

2016 in der Höhe von € 70.000,00 der Rücklage „Ausfinanzierung Vorhaben“ 

zuzuführen und somit in den Nachtragsvoranschlag einzubauen.  

 

Weitere Änderungen im Bereich des ordentlichen Voranschlages wurden nicht 

vorgenommen und somit ergibt sich für den ersten Nachtragsvoranschlag 2017 ein 

ausgeglichenes Budget.  

 

In den außerordentlichen Haushalt wurden sämtliche Überschüsse und Abgänge aus 

der Jahresrechnung 2016 übertragen. Dabei wurden die im ursprünglichen 

Voranschlag budgetierten Ansätze nach dem tatsächlichen nunmehr noch zur 

Verfügung stehenden Mitteln angepasst.  

 

Neu aufgenommen in den außerordentlichen Haushalt wurde das Vorhaben 

„Katastrophenschäden 2016“.  

 

 

Antrag: 

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Tourismus stellt im Wege des 

Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge den 

ersten Nachtragsvoranschlag 2017 mit nachstehender Verordnung beschließen.   



Niederschrift des Gemeinderates v. 29.03.2017  Zahl 432-0/2017    

16 

 

Verordnung 

 
des Gemeinderates vom 29.03.2017, Zahl: 432-0/2017, über die Feststellung des ersten 

Nachtragsvoranschlages 2017. 

 

Gemäß § 88 der K-AGO 1998, LGB1.Nr. 66/98, wird der Voranschlag der 

Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach nach der Verordnung des Gemeinderates vom 

16.12.2016  in der derzeit geltenden Fassung wie folgt abgeändert: 

 

 

Der § 1 (Gesamtsummen) der Voranschlagsverordnung erhält folgende Fassung: 

 bisher erweitert Gesamtsummen 

a) ordentlicher Voranschlag    

Summe der Einnahmen 5.373.600 99.000 5.472.600 

Summe der Ausgaben 5.373.600 99.000 5.472.600 

    

Abgang/Überschuss:   0 

    

 bisher       erweitert  

b) außerordentlicher Voranschlag      

Summe der Einnahmen      1.480.200        269.000 1.749.200 

Summe der Ausgaben      1.480.200 269.000 1.749.200 

    

c) Gesamtsummen:    

Gesamteinnahmen 6.853.800 368.000 7.221.800 

Gesamtausgaben 6.853.800 368.000 7.221.800 

    

Gesamtabgang/Überschuss  
  0 

 
   

Die Verordnung tritt am 30.03.2017 in Kraft. 
 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 

 
 

8. Mitteilung des Ergebnisses der Überprüfung des Gebührenhaushaltes „Kanal“     

    gemäß Abs. 2 K-AGO 
Berichterstatter: Michael Arbeitstein 

 

Im Laufe des Jahres 2015 erhielt die Gemeinde vom Amt der Kärntner 

Landesregierung ein Ersuchen, an der Aktion, welche von der Firma SOT-Salzburg 

durchgeführt wird und die Berechnung der Gebühren für den Gebührenhaushalt 

„Kanal“ erneuert und die Wirtschaftlichkeit überprüft – teilzunehmen.  
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Dies wurde dem Gemeindevorstand vorgelegt, welcher jedoch eine solche 

Überprüfung für nicht notwendig hielt, zumal die Gebühren der Gemeinde von Haus 

aus inkl. der Abschreibungen kalkuliert wurden.  

 

Die Landesregierung jedoch hat uns aufgefordert, im entsprechen des § 102 der         

K-AGO, wonach die Gemeinde auf ihre Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und 

Zweckmäßigkeit zu überprüfen ist, diese Tatsache dem Gemeinderat zu berichten.  

 

Daraufhin hat der Gemeinderat in seiner Sitzung am 18.12.2015 diese Aufforderung 

zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde hat die notwendigen Berechnungen 

vorgenommen und dafür auch den Sachverständigen Herrn DI Kantz in Anspruch 

genommen, zumal die genaue Meteranzahl der verschiedenen Bauteile im Kanal 

benötigt wurden.  

 

Im Jänner dieses Jahres erhielt die Gemeinde das Ergebnis der Berechnungen, welches 

nunmehr wie folgt zur Kenntnis gebracht wird. 
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Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 

 
 

9. Revisionsbericht - Stellungnahme 
Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 

 

 
Am 3. November 2016 fand von der Gemeinderevision am Gemeindeamt eine Prüfung 

statt, wie die Gemeinde die ihr zukommenden Aufgaben als Dienstbehörde in den 

Angelegenheiten des Dienstrechts und des Personalwesens wahrnimmt und ob 

allenfalls Verbesserungen festgestellt werden können.  

 

Diese in der Prüfung gewonnenen Eindrücke und Aufschlüsse wurden in einem 

Prüfungsbericht zusammengefasst, welcher dem Gemeinderat vorzulegen ist und die 

auf Grund des Prüfungsergebnisses getroffenen Maßnahmen schriftlich dem Amt der 

Kärntner Landesregierung mitzuteilen sind.  

 

Nachstehender Prüfungsbericht wird daher zur Kenntnis gebracht: 

 

 

Antrag: 

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Tourismus stellt daher im Wege des 

Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge diesen 

Bericht zur Kenntnis nehmen.   
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Von der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach wird dazu folgende Stellungnahme 

abgegeben: 

 

1. Stellenplan  
 

Hier wurde im Prüfungsbericht bereits die von der Gemeinde getroffene Maßnahme 

eingebaut. Demnach hat die Gemeinde im Stellenplan 2017 folgende Maßnahmen bis 

2020 eingebaut: 

 

a) Planstelle 5 – Buchhaltung 

Wegfall mit 01.12.2017 

Diese Stelle soll durch eine Lehrstelle ergänzt werden, wissend, dass nach Ende 

der Lehrzeit keine Planstelle zugesichert werden kann. 
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b) Planstelle 4 – Wirtschaftshof  

Wegfall dieser Planstelle mit 31.05.2017 

 

c)  Neue Planstelle im Wirtschaftshof p1-sw 42, als technische Leitung  

im Bauhof. Die Verrechnung dieser Stelle erfolgt über die  Gebührenhaushalte. 

 

c) Planstelle 1 – Baubehörde 

Wegfall dieser Stelle mit 30.06.2020 

 

Mit diesen Maßnahmen wird die Gemeinde den Normalplan bis 2020 erreichen. 

Bezogen auf die Stellenwerte im Stellenplan werden wir somit 2020 die bereinigten 

Stellenwerte von derzeit 278 auf  161 reduzieren und würden nach den heutigen 

Vergleichen nicht nur den Malusbereich verlassen sondern sogar eine Bonuszahlung 

erhalten. Somit wäre die Gemeinde in allen Bereichen im Bonussystem. 

 

  

2. Dienstzeit 

 

Die seit 2005 im Zentralamt praktizierte Gleitzeit hat sich bestens bewährt. Die 

Überstundenauszahlungen konnten um 80 % reduziert werden. Eine 

Gleitzeitvereinbarung wurde nur mündlich geschlossen und auf Grund der damals 

getroffenen Vereinbarung auch eingehalten. Die Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach 

wird der Empfehlung der Revision nachkommen und eine schriftliche Vereinbarung 

abschließen. Ein Entwurf ist bereits in Ausarbeitung. Wir danken für die Übermittlung 

eines Musters, welches eine große Hilfe darstellt. Betreffend der Stellvertreterregelung 

wird diese auf Grund des Ausscheidens eines Mitarbeiters schon auf die neue Situation  

angepasst werden.  

 

3. Erholungsurlaub 

 

Hier ist von Seiten der Gemeinde keine Maßnahme notwendig, zumal durch den heuer 

in den Ruhestand tretenden Mitarbeiter alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter innerhalb 

der gesetzlichen Urlaubsverfallsfristen liegen.  

 

4. Entgelt/Bezüge 

 

In Bezug auf die Nebengebühren wurde auf zwei Punkte hingewiesen. Einerseits 

wurde empfohlen, eine neue Nebengebührenverordnung zu beschließen und 

andererseits wurde eine Auszahlung einer nicht verordneten Nebengebühr beanstandet. 

Gerade der zweite Punkt wurde deshalb beanstandet, weil von der Gemeinde die 

vielen Verordnungsänderungen nicht ordnungsgemäß verwaltet wurden. Wir dürfen 

daher als Beilage zur Stellungnahme der Gemeinde die entsprechenden Verordnungen 

– insbesondere jene vom 20.12.1991 und den dazugehörigen Bescheides nachreichen 

und damit nachweisen, dass für sämtliche ausbezahlte Nebengebühren eine rechtliche 

Basis existiert.  
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Gerade wegen der vielen Verordnungsänderungen wird die Gemeinde der Empfehlung 

der Landesregierung nachkommen und die Nebengebührenverordnung gänzlich neu 

erstellen und auf die derzeit notwendigen Gegebenheiten anpassen, insbesondere die 

Mindestnebengebühren zur Gänze aufnehmen und so zusätzlich zu einer sparsamen 

und effizienten Verwaltung beitragen. Die bisherigen Verordnungen werden mit der 

neuen Verordnung außer Kraft gesetzt.  

 

 

Einstimmig wird dieser Antrag angenommen. 
 

 
 

10. Ergänzung ÖEK; Einbindung von  Ortskernbereichen 
Berichterstatter: Vizebgm. Gabriel Hribar 

 

Der Gemeindevorstand der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach/Železna Kapla-Bela hat im 

Frühjahr 2016 auf Grundlage der neuen Richtlinien zum Kärntner  Wohnbauförderungsgesetz 

1997  ein Angebot für die Ergänzung des „Örtlichen Entwicklungskonzeptes“  behandelt und  

beschlossen, ein weiteres Angebot einzuholen und die Vergabe an den Bestbieter 

durchzuführen.  Das vorliegende Angebot von Herrn DI Kavalirek umfasst die Bruttokosten 

von  EUR 7.800,00. Vom Gemeindeamt wurde in Entsprechung des Beschlusses des 

Gemeindevorstandes ein zweites Angebot eingeholt. Dieses von Herrn Mag. Dr. Silvester 

Jernej abgegebene Angebot umfasste Gesamtkosten von Brutto EUR 14.896,20.  Trotzdem 

wurde beim DI Kavalirek versucht eine Preiskorrektur vorzunehmen. Herr DI Kavalirek hatte 

sein Angebot auf Brutto EUR  6.000,00 reduziert.  Die Auftragsvergabe erging daher an 

Herrn DI Kavalirek.  

Gemeinsam mit Herrn DI Kavalirek wurde das im Jahre 2011 vom Gemeinderat  

beschlossene Örtliche Entwicklungskonzept  überarbeitet,  zumal zum Zeitpunkt der 

Erstellung des ÖEK die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Siedlungszentren noch nicht 

gegeben waren. Diese Richtlinien wurden im Kärntner Wohnbauförderungsgesetz letztlich am 

18.6.2015 aufgenommen. Nach diesen Richtlinien können Siedlungszentren nur in historisch 

gewachsenen und räumlich  nachvollziehbaren Baustrukturen eines Ortes unter 

Berücksichtigung von Baulücken entstehen.  Die Festlegung dieser Siedlungszentren ist so, 

wie die Erstellung des ÖEK nur mit Zustimmung der Landesregierung und mit vorheriger 

Kundmachung möglich, so dass diese Ergänzung in Kooperation mit der fachlichen 

Raumordnung (DI Seidenberger) gefunden wurde. Der Franziszeische Kataster diente dabei 

als Grundlage für die Ermittlung der historischen Zentren.   

Antrag: 

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Tourismus stellt daher im Wege des 

Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge diesen 

Bericht zur Kenntnis nehmen sowie die im Bericht angeführten Maßnahmen umsetzen.   
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Von Seiten der Gemeinde wurde versucht, weitere Zentren wie im Bereich des Kurzentrums, 

der Orte Leppen/Lepena, Koprein/Koprivna und Ebriach/Obirska  mit einzubauen, welche 

jedoch mangels der geeigneten Voraussetzungen keine Aufnahme in das ÖEK gefunden 

haben.  Letztendlich wurden als Siedlungszentren die Orte Trögern/Korte, Unterort/Podkraj, 

Rechberg/Reberca sowie Bad Eisenkappel/Železna Kapla festgelegt, wobei gerade in Bad 

Eisenkappel/Železna Kapla auch der Bereich zwischen den Wohnhäusern Nr. 303 und 308 

ebenfalls als Siedlungszentrum ausgewiesen werden konnte.  Der Entwurf samt Plänen bildet 

einen  Bestandteil des Beschlusses und wird allen Gemeinderäten in digitaler Form zur 

Verfügung gestellt.  

 

 

 

 

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
 

 
 

11. Umwidmungen  
Berichterstatter: Vizebürgermeister Gabriel Hribar 

 

 

 

a) Widmungsfall-Nr. 3/2016 

Widmungswerber: Peter Stern 

Anschrift:   9135 Lobnig 44 

GrundstücksNr. 155/2, 157, 159  Teil, KG: 76205  Ebriach  

Ausmaß:   ca. 3361  m² 

Widmung von:   Grünland-Für die Land- und Forstwirtschaft bestimmte  

  Fläche, Ödland 

Widmung in:   Bauland – Lagerplatz .  

 

Gutachten: 
 

Der Widmungsbereich befindet sich westlich des Ortsgebietes von Bad Eisenkappel, 

am Beginn der Ortschaft Ebriach und kommt teilweise in der „Gelben Gefahrenzone“ 

des Ebriacherbaches zu liegen. In der Natur handelt es sich um eine ebene unbefestigte 

Fläche. 

Im rechtskräftigen Flächenwidmungsplan grenzt die beantragte Widmungsfläche im 

nördlichen Bereich an die Landesstraße und in Folge an Bauland-Gewerbegebiet, im 

östlichen und südlichen Bereich an Ersichtlichmachung Gewässer und im westlichen 

Bereich an die Landesstraße an. Gegenständlicher Bereich kommt im Randbereich der 

„absoluten“ Siedlungsgrenze des Örtlichen Entwicklungskonzeptes (2011) zu liegen.  

 

Antrag: 

 

Der Ausschuss für  Bauwesen, Umweltschutz und Wegenetz  stellt im Wege über 

den Gemeindevorstand den Antrag, der Gemeinderat möge die Ergänzung zum 

ÖEK 2011 – Siedlungszentren 2017 und Umweltbericht lt. K-UPG beschließen.  
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Der Widmungswerber beabsichtigt die Fläche als Lagerplatz für Holz, Schacht- bzw. 

Betonringe udgl. für seinen Betrieb zu nutzen.  

 

Bei vorheriger positiver Abklärung mit der Wildbach- und Lawinenverbauung, dem 

Naturschutz, der Kelag und dem Straßenbauamt kann der Umwidmung fachlich 

zugestimmt werden.  

 

 

Ergebnis:  positiv 
 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
 

 

 
 

b) Widmungsfall-Nr. 4/2016 

Widmungswerberin: Veronika Pasterk 

Anschrift:   9135 Zauchen 63 

GrundstücksNr. 318/1 Teil, , KG: 76217  Rechberg   

Ausmaß:   ca. 1.200  m² 

Widmung von:   Grünland-Für die Land- und Forstwirtschaft bestimmte Fläche, 

  Ödland 

Widmung in:   Bauland – Dorfgebiet 

 

 

Gutachten: 
 

Die gegenständliche Widmungsfläche befindet sich westlich der Ortschaft Rechberg 

und stellt in der Natur eine leicht nach Westen geneigte Wiesenfläche dar, die im 

Osten an bebautes Dorfgebiet  angrenzt.  

 

Im Örtlichen Entwicklungskonzept der Marktgemeinde ist für den entsprechenden 

Bereich ein  gelber Kreis verzeichnet, der die Erweiterung des Bestandes um ein 

zusätzliches Wohnobjekt  gestattet.  

 

Aus raumordnungsfachlicher Sicht entspricht der Antrag den Zielsetzungen des 

Örtlichen Entwicklungskonzeptes, wobei die Widmungsfläche auf 1.200 m² im 

Anschluss an das gewidmete Bauland zu reduzieren ist. Zum Nachweis des 

tatsächlichen Bedarfs ist mit der Umwidmungswerberin eine Bebauungsverpflichtung 

mit Besicherung abzuschließen.  

Zu diesem Zweck wird mit Frau Pasterk nachstehende Vereinbarung abgeschlossen:  

 

 

Antrag: 

 

Der Ausschuss für Bauwesen, Umweltschutz und Wegenetz stellt im Wege über 

den Gemeindevorstand an den Gemeinderat den Antrag, dieser möge den 

Umwidmungspunkt 3/2016 beschließen.  
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VEREINBARUNG 

 

abgeschlossen zwischen 

 

1) Frau Veronika  Pasterk, Zauchen 63, 9135 Bad Eisenkappel  

 als Grundeigentümer einerseits 

 

2) der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach, 9135 Bad Eisenkappel 260 

 vertreten durch den Bürgermeister 

 

 Franz Josef Smrtnik 

 andererseits 

 wie folgt: 

 

 

1. 

 

Vorbemerkung 

 

1.1. Die Gemeinde ist gemäß § 22 Gemeindeplanungsgesetz 1995 ermächtigt, 

 privatwirtschaftliche Maßnahmen zur Erreichung der (im Örtlichen 

 Entwicklungskonzept festgelegten) Ziele der Örtlichen Raumplanung zu 

 setzen. 

 

1.2. Der gegenständliche Vertrag stellt eine privatwirtschaftliche Maßnahme zur 

 Sicherstellung der widmungsgemäßen Verwendung von unbebauten 

 Baugrundstücken dar. 

 

2. 

 

Grundlagen 

 

2.1. Frau Veronika Pasterk ist bücherliche Eigentümerin der Liegenschaft EZ 33, 

 KG 76217 Rechberg, zu deren Gutsbestande unter anderem die in dieser KG 

 76217  Rechberg gelegenen Grundstückes 318/1 im Katastralausmaß von 

 59128  m² gehören. 

 

2.2. Die im Punkt 2.1. genannten Grundstücke sind derzeit als Grünland – Für die 

 Land- und Forstwirtschaft bestimmte Flächen; Ödland gewidmet. Die 

 Gemeinde beabsichtigt, diese Grundstücke (Teilflächen dieser Grundstücke im 

 Ausmaß von  1.200 m²) in Bauland – Dorfgebiet  umzuwidmen. 

 

2.3. Die Vertragsparteien sind sich einig, dass die Baulandwidmung (Vertragspunkt 

 2.2.) nicht Gegenstand dieses Vertrages ist; die Festlegung einer 

 Baulandwidmung erfolgt nach Maßgabe öffentlich rechtlicher Vorschriften und 

 steht im gesetzmäßig auszuübenden bzw. freien, durch diesen Vertrag in keiner 

 Weise gebundenen Ermessen der Gemeinde. 

 Der Abschluss dieser Vereinbarung begründet daher keinen Rechtsanspruch 

 auf  die Erlassung oder Änderung des Flächenwidmungsplanes. 

 

3. 
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Vertragsgegenstand 

 

3.1. Gegenstand dieser Vereinbarung ist die Sicherstellung der widmungsgemäßen 

 Verwendung (Bebauung) von unbebauten Baugrundstücken innerhalb 

 angemessener Frist. 

 

3.2. Sollten die im Vertragspunkt 2. angeführten Grundstücke als Bauland – 

 Dorfgebiet gewidmet werden, verpflichtet sich die Grundeigentümerin diese 

 Grundstücke widmungsgemäß binnen  5 Jahren  ab Rechtswirksamkeit der 

 Widmung als Bauland –Dorfgebiet entweder selbst zu bebauen oder von 

 Dritten bebauen zu lassen (z.B. Einräumung eines Baurechtes, Errichtung eines 

 Superädifikats oder Bauwerkes). 

 

3.3. Als widmungsgemäß bebaut ist die Grundfläche dann anzusehen, wenn die 

 Ausführung des widmungsgemäßen Bauvorhabens innerhalb der obgenannten 

 Frist gemäß Vertragspunkt 3.2. im Sinne der Kärntner Bauordnung vollendet 

 worden ist. 

 

3.4. Bei Vorliegen berücksichtigungswürdiger Gründe wird eine angemessene 

 Verlängerung der Frist zur widmungsgemäßen Bebauung gewährt. 

 

4. 

 

Aufschiebende Bedingung 

 

4.1. Die Vereinbarung wird unter der aufschiebenden Bedingung errichtet, dass die 

 Umwidmung der im Vertragspunkt 2. angeführten Grundstücke rechtswirksam 

 geworden ist, sofern in diesem Vertrag nichts anderes vereinbart wurde. 

 

 

5. 

 

Sicherstellungen 

 

 Zum Zwecke der Sicherstellung der widmungsgemäßen Verwendung der 

 vertragsgegenständlichen Grundstücke 

 

 

5.1.  
 

a) Der Grundeigentümer hat anlässlich der Unterfertigung der Vereinbarung ein 

 jederzeit behebbares Sparbuch der Raiffeisenbank Eberndorf, Zweigstelle Bad 

 Eisenkappel, über den Kautionsbetrag von € 3.600,00 der Gemeinde 

 übergeben.  Behebungen aus diesem Sparbuch dürfen nur im Sinne der 

 Bestimmungen  dieser Vereinbarung erfolgen. Die Zinsen stehen der 

 Antragstellerin  zu.  

 Die Gemeinde bestätigt mit Unterfertigung dieses Vertrages die Übernahme 

 des vorgenannten Sparbuches. 
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b) Die Grundeigentümerin verpflichtet sich, bei Veräußerungen der betroffenen 

 Grundstücke jeder Art oder bei Einräumung von längerfristigen 

 Nutzungsrechten, wie Bau- oder Bestandsrechte, die Bebauungspflicht 

 (widmungsgemäße Verwendung) gemäß Vertragspunkt 3. auf die 

 Grunderwerber bzw. Nutzungsberechtigten (Rechtsnachfolger) zu überbinden 

 mit der Verpflichtung diese zu verhalten, die Bebauungspflicht auch auf ihre 

 Rechtsnachfolger weiter zu überbinden. Als Rechtsnachfolger gelten dabei 

 insbesonders auch Dritte, die an den vereinbarungsgegenständlichen 

 Grundflächen längerfristige Nutzungsrechte wie Bau- oder Bestandsrechte, 

 erwerben. Diese haben der Gemeinde darüber hinaus zur Absicherung der 

 Bebauungspflicht (widmungsgemäße Verwendung) ein Sparbuch in Höhe von 

 €  3.600,00  im Sinne des obigen Vertragsabsatzes a) zu übergeben. 

 Behebungen vom Sparbuch durch die Gemeinde dürfen nur dann erfolgen, 

 wenn die Verpflichtung zur Bebauung (widmungsgemäßen Verwendung) nicht 

 ordnungsgemäß und fristgerecht erfüllt wird. 

 Mit der Überbindung der Bebauungsverpflichtung (widmungsgemäßen 

 Verwendung) und Übergabe des Sparbuches an die Gemeinde ist der 

 Grundeigentümer seiner Verpflichtung nachgekommen und von jeder Haftung 

 befreit. 

 

6. 
 

Rechtsnachfolger 

 

6.1. Sämtliche Rechte und Pflichten aus dieser Vereinbarung gehen auf Seiten des 

 Grundeigentümers auf seine Erben und Rechtsnachfolger über. 

 

6.2. Der Grundeigentümer verpflichtet sich, alle Verbindlichkeiten und Pflichten 

 aus dieser Vereinbarung auf seine Rechtsnachfolger unter Lebenden oder von 

 Todes wegen im Eigentume der betroffenen Grundstücke zu überbinden mit 

 der Verpflichtung diese zu verhalten, die Verbindlichkeiten und Pflichten auch 

 auf ihre Rechtsnachfolger weiter zu überbinden. 

 

 

7. 
 

Zusatzerklärungen 

 

7.1. Die Gemeinde ist verpflichtet, ihre aus dieser Vereinbarung erwachsenden 

 Rechte nur insoweit auszuüben, als dies mit dem Zweck (Vertragspunkt 3.) in 

 Einklang gebracht werden kann. Die Vertragsparteien bestätigen, dass in dieser 

 Vereinbarung auf die Verhältnismäßigkeit bzw. wirtschaftliche Zumutbarkeit 

 der auferlegten Vertragspflichten und Sicherstellungen betreffend den 

 Grundeigentümer Bedacht genommen wurde.  

 

7.2. Die etwaige Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen dieser Vereinbarung soll 

 nicht die Unwirksamkeit anderer Vertragsbestimmungen nach sich ziehen. Die 

 unwirksame Vertragsbestimmung soll durch eine andere ersetzt werden, die der 

 unwirksamen Vertragsbestimmung im Endergebnis nach dem zu erforschenden 

 Willen der Vertragsparteien wirtschaftlich am nächsten kommt. 
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7.3. Einvernehmlich wird festgehalten, dass keine mündlichen Nebenabreden 

 bestehen. 

 

8. 
 

Kosten 

 

8.1. Alle Kosten, Steuern und Gebühren im Zusammenhang mit dem Abschluss 

 dieser Vereinbarung trägt die Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach als 

 alleinige Auftraggeberin, soweit in diesem Vertrag nichts anderes vereinbart 

 ist. 

 

8.2. Die Vertragsparteien sind in Kenntnis, dass sie für die Kosten, Steuern und 

 Gebühren dieses Vertrages zur ungeteilten Hand haften. 

 

9. 

 

Vertragsform 

 

9.1. Dieser Vertrag wird nur in einem, für die Gemeinde bestimmten Stücke 

 errichtet, während Frau Veronika Pasterk  eine einfache oder auf Wunsch auch 

 eine beglaubigte Kopie hievon erhält. 

 

 

 

 

 

Bad Eisenkappel, am ......................  Bad Eisenkappel, am   ........................... 

 

 

Der Bürgermeister/župan:  

  

..........................................................             …................................................................ 
Franz Josef Smrtnik     Veronika Pasterk 

 

 

 

Ein Mitglied des Gemeindevorstandes:....................................................................... 

 

 

Ein Mitglied des Gemeinderates:................................................................................. 

Vermerk für die Beschlussfassung des Gemeinderates (§ 71 AGO) 

 

 

 

Gemeindesiegel 

 

 

Ergebnis:  positiv 
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Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 

 
 

12. Förderinitiative Ortskernbelebung OKE2016 
Berichterstatter: Vizebgm. Gabriel Hribar 

 
Das Land Kärnten hat für die Initiativen betreffend der Ortskernbelebung eine 

Förderaktion ins Leben gerufen. Nach dieser Förderaktion können bis zu 2/3 der 

Kosten, jedoch bis zu maximalen Gesamtkosten von € 45.000,00 vom Land gefördert 

werden.  

 

Vom Amt wurde am 6.9.2016 ein entsprechender Antrag an das Land gestellt, um die 

Mittel zumindest zu reservieren, wohlwissend, dass eine Umsetzung nur mit den 

entsprechenden Beschlüssen möglich sein wird.  

 

Der Gemeindevorstand hat am 6.11.2016 einen Grundsatzbeschluss gefasst, zumal 

sich zu dieser Zeit schon abgezeichnet hat, dass Fördermittel gewährt werden. Bei 

diesem Beschluss wurden auch die Eigenmittel von max. € 15.000,00 bereitgestellt. 

 

Zudem wurde in der Ergänzung zum OEK festgestellt, dass im Zentrum eine generelle 

besondere Problematik bezüglich leerstehender Wohnungen und Gebäude optisch 

erkennbar ist und Handlungsbedarf besteht.  

 

Mit Schreiben vom 27. 1.2017, hieramts eingelangt am 1.2.2017 wurde der Gemeinde 

mitgeteilt, dass der Antrag der Gemeinde fachlich gereiht war und wurde die 

Gemeinde ersucht, dem Antrag folgende Einreichunterlagen beizulegen: 

 

1. Positiver Gemeinderatsbeschluss über die Durchführung des 

Ortsentwicklungsprozesses mit Bürgerbeteiligung sowie die Vorfinanzierung 

der Gesamtkosten bzw. Kofinanzierung des geplanten Vorhabens.  

2. Beschreibung der geplanten Maßnahmen und Präzisierung des Projektumfanges  

3. Übermittlung von mindestens zwei Vergleichsangeboten.  

 

Vom Gemeindeamt und dem Raumordnungs- und Wirtschaftsreferenten Gabriel 

Hribar wurden sodann zwei Angebote eingefordert. 

 

 

Antrag: 

 

Der Ausschuss für Bauwesen, Umweltschutz und Wegenetz stellt im Wege über 

den Gemeindevorstand an den Gemeinderat den Antrag, dieser möge den 

Umwidmungspunkt  4/2016 sowie die Vereinbarung beschließen.  
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Das eine Angebot wurde vom Architekturbüro Share architects, Architektin Silvia 

Forlate, welche eine solche Umsetzung in Griffen erfolgreich durchgeführt hat, 

vorgelegt. Das Angebot umfasst Kosten in der Höhe von Brutto € 25.800,00. 

 

Das zweite Angebot legte ein Konsortium aus Personen, die sich schon einige Zeit 

aktiv mit der Entwicklung unseres Ortes beschäftigen. Dazu gehört: Herr Wolfgang 

Giegler, Projektmanager und Moderator in Bürgerprozessen, Arch. Peter Kaschnig, 

Programmierer und Webdesigner Jürgen Lamprecht, Architekturfotograf Gerhard 

Maurer, DI Carina Sacher, Architektin und Lukas Vejnik, ebenfalls Architekt. Das 

Angebot umfasst einen Betrag von € 33.000,00. Hiebei ist es nicht ersichtlich, ob es 

sich um Netto oder Bruttokosten handelt.  

 

Als Maßnahmen im Projekt sollen einerseits die Leerstandserhebungen, mit Eignung 

und Möglichkeit der Nutzung inkl. einer digitalen, virtuellen Besichtigung erstellt 

werden. Die Bürger und vor allem die Beteiligten Eigentümer und Interessenten sollen 

aktiv eingebunden werden. Dabei soll der derzeitige Beteiligungsprozess in einer 

eigenen Gruppe dafür aktiviert werden.  Wünschenswert wäre die Überführung in eine 

nachhaltige, langfristige und gemeinschaftsorientierte Nutzung. Die Bereitschaft der 

Besitzer und Eigentümer für eine neue Nutzung soll aktiviert werden. Als 

letztendliches Instrument für die Umsetzung soll ein Masterplan in Form eines 

Mehrphasenplans erstellt werden, mit welchen die Gemeinde Vorschläge für 

Maßnahmen im Bereich Ortskernplanung, Architektur und Baukultur und 

Landschaftsarchitektur wie auch organisatorische Werkzeuge erhält. Die Bandbreite 

soll dabei von niederschwelligen und zeitnahen kleineren Interventionen bis hin zu 

baulichen Maßnahmen reichen.   

 

 

  

 

 
 

 

 

 

 

Gemeinderat Ing. Jürgen Lamprecht erklärt sich als Mitbieter für befangen.  

 

Mit einer Gegenstimme wird dieser Antrag beschlossen. 
Eine Gegenstimme: Morosz Christian 

 

 
  

Antrag: 

 

Der Gemeindevorstand stellt an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat 

möge 

 

a) das Projekt wie im Bericht angeführt durchführen und  

b) die Vergabe an den Bestbieter Share Architects beschließen. 
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13. Bildungszentrum – Änderung der Schulbezeichnung 
Berichterstatter: Bürgermeister Franz Josef Smrtnik 

 

Die vom Gemeinderat beschlossene Schulbezeichnung „Volksschule mit 
angeschlossenen Hauptschulklassen“ stimmt insofern nicht mehr, da die 

Hauptschulklassen nun auslaufen und die Neue Mittelschule anstelle der Hauptschule 

getreten ist.  

 

Vom Schuldirektor wurde daher an das Land das Ansuchen gestellt, den Namen in 

„Volksschule mit angeschlossenen Klassen der Neuen Mittelschule“ zu ändern.  

 

Vom Amt der Kärntner Landesregierung erfolgte sodann der Vorschlag auf 

„Bildungszentrum Bad Eisenkappel – Volksschule und Neue Mittelschule“.  

 

Damit diese Änderung wirksam für das Jahreszeugnis durchgeführt werden kann, 

wurde der Schulerhalter – die Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach ersucht, schriftlich 

(per Mail) die Zustimmung zu erteilen.  

 

Der Bürgermeister sowie der Direktor des Bildungszentrums haben gemeinsam 

folgenden Vorschlag für die Namensbezeichnung ausgearbeitet, welcher nunmehr der 

neuen Situation entspricht und zudem zweisprachig ist. Dieser Vorschlag wurde im 

Gemeindevorstand einstimmig angenommen.  

 

Bildungszentrum Bad Eisenkappel 

Šolski center Ţelezna Kapla 

Volksschule mit Klassen der Neuen Mittelschule 

Ljudska šola z razredi Nove srednje šole 

 

 

 

 

 

 

Mit einer Gegenstimme wird dieser Antrag beschlossen. 
Gegenstimme: Wolfgang Kristan 

 
 

 

Vor Beginn des nichtöffentlichen Teiles der Tagesordnung wurden noch folgende 

Anträge eingebracht: 

 

 

 

 

 

Antrag: 

 

Der Gemeindevorstand stellt an den Gemeinderat den Antrag, der 

Gemeinderat möge die vorgeschlagene Schulbezeichnung beschließen. 
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1. Antrag Recyclinghof 

 
 

Dieser Antrag wird dem Ausschuss für Bauwesen, Umweltschutz und Wegenetz / 

Odbor za gradnjo, varstvo okolja in cestno omrežje zugewiesen. 



Niederschrift des Gemeinderates v. 29.03.2017  Zahl 432-0/2017    

41 

 

2. Antrag Sanierung der Seeberg Bundesstraße

 
 

Dieser Antrag wird dem Gemeindevorstand  zugewiesen.   
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Nichtöffentliche Teil der Gemeinderatsitzung 

 

14. Personalangelegenheiten 
Berichterstatter: Bürgermeister Franz Josef Smrtnik 

 

 

 
 


